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Initiative für eine grundlegende Reform der Kältehilfe und Stärkung der Unterstützungsstrukturen für vulnerable Gruppen in Berlin

Beschluss:

Wir fordern die SPD Mitglieder des Berliner Abgeordnetenhaus, des Senats und die zuständigen Stellen auf, die folgenden

genannten Maßnahmen zu prüfen, zu unterstützen und umzusetzen, um die Kältehilfe umfassend zu reformieren und die

Unterstützungsstrukturen für vulnerable Gruppen und wohnungslose Menschen nachhaltig zu verbessern. Die Umsetzung

dieser Reform ist ein entscheidender Schritt, um dieWürde und Lebensqualität aller Bürgerinnen und Bürger zu schützen und

zu fördern.#

Es ergeben sich folgende dringende Handlungsbedarfe:

• Eine Förderung der Bereitstellung spezialisierter Unterkünfte für queere, insbesondere transsexuelle und non-binäre

Personen ist einzurichten, um den besonderen Bedürfnissen gerecht zu werden.

• Eine Förderung der Bereitstellung spezialisierter Unterkünfte für Menschen mit Behinderung ist einzurichten, um den

besonderen Bedürfnissen gerecht zu werden.

• Konkrete Schritte zur Umsetzung des Masterplans 2030 sind anzugehen, inklusive der Überprüfung undmöglichen An-

passung der Zeitpläne, um realistische und erreichbare Meilensteine zu setzen.

• Anhebung des Tagessatzes für die Unterbringung im Rahmen der Kältehilfe und Umstellung der Finanzierung auf ei-

nen gemeinsamen Topf, um eine bedarfsgedeckte Verteilung der Mittel zu gewährleisten und Bezirke, die sich stark für

Wohnungsloseneinrichtungen einsetzen, angemessen zu unterstützen.

• Die Auslage von Informationen zu existierenden Beschwerdestellen in allen Einrichtungen, wie zum Beispiel das Kon-

taktformular für den Bürger- und Polizeibeauftragten um Transparenz und Zugänglichkeit, ist zu gewährleisten.

• Notwendiger Ausbau des Angebots von Tagesaufenthalten mit Fokus auf das Stadtzentrummit Anbindung von Sozial-

beratung, um die überlasteten existierenden Tagesaufenthalte zu entlasten.

• Erstellung einer Statistik zu Todesfällen durch Kältetod und andere Ursachen im Zusammenhang mit Obdachlosigkeit,

welche von der Gerichtsmedizin an den Senat zu melden sind.
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